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AN
Alle  Bürgermeister,  Gemeinderäte,  Waldbesitzer,
Planungsverbände
und  Betreiberfirmen,  die  Windkraftanlagen  in  deutschen
Wäldern
planen, befürworten oder dulden.

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wenden uns heute an Sie – nicht mit einer Petition,
nicht  mit  einer  Unterschriftenliste,  nicht  mit  dem
üblichen Schreiben, das man liest, abheftet und vergisst.
Wir wenden uns an Sie mit einer Frage, die wir Ihnen di-
rekt,  persönlich  und  ohne  diplomatische  Umschreibung
stellen möchten: Was genau rechtfertigt es, unsere Wälder
für Windräder zu opfern, deren wirtschaftliche Grundlage
längst weggefallen ist?

Wir sind Bürgerinnen und Bürger. Wir wohnen in den Gemein-
den, in denen Sie Entscheidungen treffen. Wir bezahlen
mit unseren Steuern die Fördergelder, mit denen Windpark-
betreiber über Jahrzehnte alimentiert wurden. Und wir ge-
hen in die Wälder, die Sie gerade dabei sind, unwieder-
bringlich zu zerstören. Wir kennen diese Wälder. Wir ken-
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nen die Bäume, die Wege, das Licht zwischen den Stämmen
am frühen Morgen. Und wir werden nicht schweigen, während
man uns erzählt, das alles sei ein notwendiges Opfer für
die Energiewende.

An die Bürgermeister und Gemeinderäte

Sie wurden gewählt, um Ihre Gemeinde zu vertreten. Nicht
die Interessen von Projektentwicklern, die mit fertig
gezeichneten Plänen in Ihre Büros kommen. Nicht die In-
teressen von Fonds, die Rendite suchen und dafür Win-
dräder in Schwachwindgebiete stellen wollen, in denen sie
sich nach allen aktuellen Marktdaten schlicht nicht rech-
nen.

Wir wissen, dass Sie unter Druck stehen. Wir wissen, dass
Flächenziele von oben vorgegeben werden, dass Bundesge-
setze Genehmigungsverfahren beschleunigen sollen, dass Ih-
nen mancherorts gesagt wird, Sie hätten gar keine Wahl.
Doch Sie haben eine Wahl. Sie haben die Pflicht, genau
hinzuschauen. Sie haben die Pflicht, Zahlen zu prüfen –
und nicht einfach zu unterschreiben, was man Ihnen vor-
legt.

Haben  Sie  die  aktuellen  Ausschreibungsergebnisse  der
Bundesnetzagentur  gesehen?  Wissen  Sie,  dass  der
anzulegende Wert für Windstrom von 11,39 Cent auf 9,39
Cent pro Kilowattstunde gefallen ist – ein Einbruch von
18 Prozent? Wissen Sie, dass im vergangenen Jahr 652
Stunden Negativstrompreise registriert wurden, in denen
Windkraftbetreiber  keine  EEG-Förderung  mehr  erhalten?
Wissen Sie, was das für die Rentabilität der Projekte
bedeutet, die man Ihnen gerade zur Genehmigung vorlegt?

Falls Sie das nicht wissen: Das ist ein Problem. Denn es
bedeutet, dass die Kalkulationen, die Ihnen Projekten-
twickler  präsentieren,  auf  Annahmen  beruhen,  die  der
Markt längst widerlegt hat. Wenn der Betreiber in die In-
solvenz geht, bleibt der Betonsockel im Waldboden. Der



Rückbau bleibt am Ende an der Gemeinde hängen. An Ihnen.
An uns. Fordern Sie unabhängige Gutachten. Fragen Sie,
was passiert, wenn der Betreiber in zehn Jahren nicht
mehr existiert. Wenn Sie keine zufriedenstellende Antwort
bekommen, dann ist das Ihre Antwort.

An die Waldbesitzer

Wir verstehen Sie. Wirklich. Wer einen Wald besitzt, ken-
nt auch die Last, die damit verbunden ist. Pflegekosten,
Borkenkäfer, Sturmschäden, sinkende Holzpreise. Und dann
kommt jemand und bietet Ihnen eine Pacht, die verlässlich-
er klingt als alles, was der Forst in den letzten Jahren
eingebracht hat. Das ist verlockend. Das wäre es für je-
den.

Aber wir bitten Sie: Lesen Sie den Vertrag. Den ganzen
Vertrag. Lassen Sie ihn von einem unabhängigen Anwalt
prüfen,  der  keinerlei  Verbindung  zur  Windkraftbranche
hat. Schauen Sie genau hin, was in den Klauseln zur Rück-
bauverpflichtung steht – und wer am Ende haftet, wenn das
Geld dafür nicht da ist. Das Risiko, das Sie eingehen,
ist real. Der Windparkentwickler Abo Energy – seit 1996
am Markt, einer der etabliertesten der Branche – hat im
vergangenen  Jahr  erstmals  in  seiner  Geschichte  einen
Jahresverlust eingefahren: 170 Millionen Euro. Was das
für kleinere Betreiber bedeutet, muss man nicht lange erk-
lären.

Ihr Wald ist mehr wert als eine Pacht, die in einem insol-
venten Windparkprojekt endet. Ihr Wald ist das Kapital
Ihrer Familie, vielleicht über Generationen. Er wächst
langsam. Was man in ihm baut, zerstört ihn schnell. Und
was zerstört ist, kommt nicht zurück – nicht in Ihrer
Lebenszeit, nicht in der Ihrer Kinder.

An die Planungsverbände und Regionalplaner

Sie haben eine technische, eine planerische Aufgabe. Wir
respektieren das. Aber Planung bedeutet, die Realität zu



berücksichtigen – und die Realität hat sich verändert.
Schwachwindgebiete in Bayern und Baden-Württemberg lie-
fern nicht die Erträge, die in den Planungsunterlagen ste-
hen. Das ist keine politische Meinung. Das sind Physik
und Finanzmathematik. Eine Windgeschwindigkeit von 5,24
Metern pro Sekunde reicht schlicht nicht aus, um ein
wirtschaftlich tragfähiges Windkraftprojekt zu betreiben.

Wir  fragen  Sie:  Welchen  Sinn  hat  es,  Flächen  für
Windkraftanlagen  auszuweisen,  die  sich  nach  allen
verfügbaren  Daten  nicht  rechnen  werden  –  und  dafür
Waldflächen zu opfern, die ökologisch, klimatisch und
gesellschaftlich von unschätzbarem Wert sind?

Ein Wald bindet CO₂, kühlt seine Umgebung, filtert das
Grundwasser, schützt vor Erosion und bietet Lebensraum
für hunderte Tier- und Pflanzenarten. Ein Windrad in
einem Schwachwindgebiet produziert in einem Drittel der
Zeit gar keinen Strom – und rechtfertigt dafür den dauer-
haften Verlust dieser Ökosystemleistungen. Das ist keine
seriöse Abwägung. Das ist Symbolpolitik auf Kosten der Na-
tur.

An die Projektentwickler und Betreiberfirmen

Mit Ihnen wollen wir besonders direkt sprechen. Denn bei
Ihnen beginnt und endet die Kette, um die es hier geht.
Sie präsentieren Bürgermeistern Hochglanzfolien mit Ver-
sorgungszahlen,  die  jeder  Ingenieur  als  irreführend
bezeichnen  würde.  Sie  beauftragen  Windgutachten  bei
Büros, die erfahrungsgemäß eher im oberen Bereich der
Wahrscheinlichkeitsspanne rechnen. Sie legen Investoren
Verkaufsprospekte vor, in denen auf Seite 16 in kleiner
Schrift steht, dass ein Totalverlust bis hin zur Privatin-
solvenz möglich ist – und auf Seite 2 steht die schöne
Grafik mit den stabilen Erträgen.

Wir fordern Sie auf: Rechnen Sie ehrlich. Stellen Sie



vollständige,  ungeschönte
Wirtschaftlichkeitsberechnungen  zur  Verfügung  –  nicht
nur für Ihre Investoren, sondern auch für die Gemeinden
und Grundstückseigentümer, mit deren Ressourcen Sie Ihre
Projekte umsetzen. Wenn Sie das nicht tun, tun wir es.
Wir werden die Zahlen öffentlich machen.

Sie gehen in die Wälder – unsere Wälder – und fällen
Bäume, die älter sind als Ihr Unternehmen. Sie gießen Be-
tonfundamente, die tiefer reichen als jede Rückbaurück-
lage, die Sie angelegt haben. Wenn das Projekt scheitert,
sind Sie weg. Das Fundament bleibt. Der zerstörte Wald
bleibt. Die Gemeinde bleibt. Und wir bleiben.

Was wir fordern

Wir sind keine Fortschrittsfeinde. Wir wissen, dass die
Energieversorgung sich verändern muss. Aber ein Kompro-
miss bedeutet, dass beide Seiten etwas geben – nicht,
dass Natur, Steuerzahler und Gemeinwohl geben, während
Projektentwickler nehmen.

Wir  fordern  transparente  und  vollständige
Wirtschaftlichkeitsberechnungen für jedes geplante Wind-
kraftprojekt,  geprüft  durch  unabhängige  Stellen  ohne
Verbindung  zur  Windkraftbranche.  Wir  fordern
verbindliche,  ausreichend  finanzierte  Rück-
baubürgschaften, die nicht vom wirtschaftlichen Fortbes-
tand des Betreibers abhängen. Wir fordern ein vollständi-
ges Moratorium für Windkraftanlagen in bewirtschafteten
und natürlichen Wäldern, solange keine belastbaren Alter-
nativstandorte  auf  bereits  versiegelten  Flächen  er-
schlossen wurden. Und wir fordern echte Beteiligung der
betroffenen Bevölkerung – nicht die Scheinbeteiligung ein-
er Infoveranstaltung, auf der alles längst entschieden
ist.



Eine letzte Bitte

Wir schreiben diesen Brief nicht aus Wut, auch wenn die
Wut da ist. Wir schreiben ihn aus Verantwortung. Wir bit-
ten Sie: Gehen Sie in diesen Wald, bevor Sie unter-
schreiben. Nicht mit dem Gutachter, nicht mit dem Projek-
tierer. Allein. Hören Sie, wie es dort klingt. Und fragen
Sie  sich  dann,  ob  das,  was  Sie  planen,  wirklich
unausweichlich  ist.

Wir wissen: Die Zahlen stimmen nicht. Die Entscheidung
ist nicht unausweichlich. Und der Wald ist es wert, ihn
zu retten.

Mit freundlichen, aber unmissverständlichen Grüßen,

O F F E N E R  B R I E F

Bürgerinitiative Pro Natur – Gegen Windräder im Wald

Für den Schutz unserer Wälder und eine ehrliche Energiepolitik · März 2025

Dieser offene Brief darf geteilt, zitiert und weitergeleitet werden.
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Umweltprüfung

Wir fordern die unverzügliche Neubewertung der ausgewiesenen
und geplanten Flächen für Windenergie in den Planungsverbänden
Landshut,  Regensburg  und  Straubing  sowie  eine  neue,
vollständige Umweltprüfung, die alle Schutzgüter gleichrangig
und  nachvollziehbar  berücksichtigt.  Die  bisherige  Planung
weist gravierende Mängel auf, die im Einspruch detailliert
dokumentiert sind und die in Summe die Rechtssicherheit, die
fachliche Qualität und die Akzeptanz der Vorhaben untergraben.
Dazu gehören insbesondere unvollständige Datengrundlagen, eine
unzulässige Verengung der Alternativenprüfung, formale statt
materielle Bewertung von Gesundheits- und Naturschutzbelangen,
eine Vernachlässigung der Kumulationswirkungen und eine grobe
Unterschätzung  der  Eingriffe  in  Landschaftsbild,  Erholung,
Eigentum und kommunale Entwicklung.

Ein  zentrales  Problem  ist  die  unzureichende  Erfassung  von
Mensch und Gesundheit. Die Planungen stützen sich vielfach auf
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Modellrechnungen,  die  reale  Worst-Case-Situationen  –  etwa
nächtliche Inversionswetterlagen, topografische Verstärkungen
und  die  Überlagerung  mehrerer  Anlagen  –  nicht  hinreichend
abbilden. Tieffrequenter Schall, Infraschall und periodischer
Schatten  werden  formal  mit  Mindestwerten  abgehandelt,  ohne
belastbare Messkampagnen unter realen Betriebsbedingungen. Das
ist  nicht  Vorsorge,  sondern  Risikoabwälzung  auf  die
Bevölkerung. Es ist ein krasser Fehler der Planungsverbände,
die Unsicherheiten bei tieffrequenten Immissionen, die in der
Fachliteratur  und  in  der  Praxis  wiederholt  thematisiert
werden, in der Abwägung praktisch folgenlos zu lassen und die
Nachtwirkung der Anlagen – inklusive Hindernisbefeuerung – nur
als „optische Beeinträchtigung“ zu deklarieren.

Ebenso  gravierend  sind  die  Defizite  bei  Artenschutz  und
Biodiversität.  In  mehreren  Such-  und  Vorrangräumen
überschneiden sich die Planungen mit Zahlreichen Arten die
Artgeschützt sind. Kartierungen sind teilweise zeitlich und
räumlich unzureichend, artspezifische Aktivitätsfenster werden
Ignoriert. Dass funktionsrelevante Biotopverbundstrukturen nur
randlich  gewürdigt  und  potenzielle  Barriereeffekte
ausgeblendet werden, ist aus naturschutzfachlicher Sicht ein
krasser Planungsfehler. Die rechtlich gebotene Vermeidung –
vor der Minderung – wird nicht konsequent angewandt: Statt
sensible  Räume  auszuschließen,  werden  sie  über  Bedingungen
„zurechtgeplant“.

Beim  Landschaftsbild  wird  der  industrielle  Maßstab  der
Vorhaben unterschätzt. Sichtbarkeitsanalysen bleiben oft auf
Idealparameter  beschränkt  und  ignorieren  die  kumulative
Fernwirkung  in  offenen  und  erhöhten  Lagen.  Die  dauerhafte
nächtliche  Befeuerung  und  die  Dominanz  der  Anlagen  in
prägenden Sichtachsen werden in den Abwägungen relativiert,
obwohl  sie  die  Erlebbarkeit  von  Landschaft,  Kultur-  und
Erholungsräumen substantiell verändern. Das ist nicht nur eine
Frage der Ästhetik, sondern berührt Heimatbild, Tourismus und
die Lebensqualität der Menschen. Es ist ein weiterer krasser



Fehler,  diese  weichen,  aber  rechtlich  relevanten  Güter
lediglich formal zu erfassen und faktisch zu entwerten.

Auch  im  Immissions-  und  Abstandsregime  dominieren
Mindestansätze  statt  Vorsorge.  Abstände  zu  Wohnnutzungen
werden  anhand  pauschaler  Richtwerte  angesetzt,  ohne
topografische Besonderheiten, Hauptwindrichtungen, Eisansatz,
seltene Schallspitzen oder die Summenwirkung mehrerer Projekte
in voller Tiefe zu berücksichtigen. Die daraus resultierenden
Risiken  –  insbesondere  in  Nachtzeiten  –  werden  zu  gering
gewichtet.  Eine  vorsorgeorientierte  Planung  hätte
Sicherheitszuschläge, striktere Betriebsbeschränkungen und im
Zweifel  den  Ausschluss  konfliktträchtiger  Standorte
vorzusehen.  Das  Unterlassen  solcher  Vorkehrungen  ist
planerisch  wie  rechtlich  kurzsichtig.

Hinzu kommt die Vernachlässigung der Wechselwirkungen zwischen
den Schutzgütern. Boden, Wasser und Wald werden häufig nur
projektbezogen  betrachtet,  ohne  die  Folgewirkungen  von
Erschließung,  Fundamenten,  Entwässerung,  Erosion  und
Waldumwandlung  systematisch  in  einem  kumulativen  Rahmen  zu
bewerten.  Dass  mikroklimatische  Effekte  in  Waldlagen,
Beeinträchtigungen  des  Grund-  und  Oberflächenwassers  oder
archäologische Verdachtsflächen in der Tiefe der Sache selten
behandelt  werden,  ist  mit  einer  ernsthaften  Umweltprüfung
unvereinbar. Gleiches gilt für die fehlende Netzdienlichkeit:
Ohne  belastbare  Nachweise  zur  Netzaufnahmefähigkeit,
Abregelungsquote,  Speicher-  und  Leitungsbedarf  drohen
ineffiziente Anlagenkonzentrationen und steigende Systemkosten
–  ein  krasser  Planungsfehler,  der  volkswirtschaftlich  und
energiewirtschaftlich vermeidbar wäre.

Schließlich zeigt die Verfahrensqualität deutliche Schwächen.
Transparenzdefizite in der Abwägung, lückenhafte Dokumentation
der öffentlichen und behördlichen Beteiligung, die nur formale
Behandlung  substantiierter  Einwände  und  das  Ausblenden
tragfähiger  Alternativen  gefährden  die  Rechtssicherheit.
Anstatt ungeeignete Flächen konsequent auszuscheiden, werden



Risiken in Nebenbestimmungen verschoben. Diese Vorgehensweise
widerspricht dem Vorsorgeprinzip, ist fehleranfällig und lädt
zu  Rechtsstreitigkeiten  ein.  Auch  die  Auswirkungen  auf
Eigentum, kommunale Entwicklungskorridore und Immobilienwerte
werden  in  der  Gesamtabwägung  untergewichtet  –  obwohl  hier
dauerhafte  Eingriffe  in  gewachsene  Siedlungsqualitäten  und
Entwicklungsperspektiven vorliegen.

All  dies  macht  deutlich:  Es  braucht  jetzt  eine  echte,
umfassende Neuaufstellung. Wir fordern eine Neubewertung der
Flächenkulisse auf aktueller, vollständiger Datenbasis; eine
neue  Umweltprüfung,  die  alle  Schutzgüter  –  Mensch  und
Gesundheit, Tiere und Pflanzen/Biodiversität, Boden, Wasser,
Klima,  Landschaft  und  Erholung,  Sach-  und  Kulturgüter  –
materiell  prüft;  eine  konsequente  Kumulations-  und
Wechselwirkungsanalyse;  klare,  überprüfbare  Ausschluss-  und
Vorsorgekriterien; unabhängige Validierung der Gutachten; und
eine  erneute  Auslegung  mit  substantieller  Bürger-  und
Fachbeteiligung.  Vorrang  müssen  Repowering  an  geeigneten
Bestandsstandorten, netzdienliche Reihenfolgen, sowie konkrete
und  wirksam  nachgewiesene  Minderungsmaßnahmen  haben.  Wo
erhebliche  Restrisiken  verbleiben,  sind  Standorte
auszuscheiden.

Eine Energiewende mit Maß und Verantwortung bedeutet: erst
vollständig prüfen, dann planen – und nur dort ausweisen, wo
die Wahrung aller Schutzgüter zweifelsfrei gesichert ist. Bis
dahin sind sensible Räume in den Planungsverbänden Landshut,
Regensburg  und  Straubing  von  der  Windenergienutzung
freizuhalten. Das ist der Weg zu rechtssicheren, akzeptierten
und zukunftsfesten Lösungen, die Mensch, Natur und Landschaft
gleichermaßen schützen.



Blühflächen  statt  Wald?  –
Hubert  Aiwanger  verharmlost
Naturzerstörung für Windkraft
Ein  kritischer  Kommentar  zur  Diskussion  um  den  Windpark
Sülzert und Bayerns planlose Energiewende.

Die Energiewende braucht Tempo – doch wie sie umgesetzt wird,
entscheidet  über  ihre  Akzeptanz.  Der  geplante  Windpark  im
Waldgebiet „Sülzert“ an der Grenze zwischen Bayern und Hessen
wird zum Sinnbild einer kopflosen Politik. Hubert Aiwanger,
Bayerns Wirtschaftsminister und Chef der Freien Wähler, zeigt
dabei  einmal  mehr,  wie  man  mit  Halbwahrheiten  und
Holzhammerrhetorik  an  der  Lebensrealität  der  Menschen
vorbeiregiert.

Der Wald als Kollateralschaden
Acht Windräder, jedes bis zu 170 Meter hoch, sollen in einem
gesunden Mischwald entstehen – einem sogenannten „Klimawald“.
Der Begriff ist kein PR-Gag, sondern beschreibt Wälder mit
hoher Artenvielfalt und stabiler Struktur, die auch zukünftige
Klimabedingungen überstehen können. Genau solche Wälder will
man  andernorts  mit  Millionenaufwand  pflanzen  –  in  Alzenau
hingegen sollen sie für Windräder verschwinden.

Was  sagt  der  Minister  dazu?  Hubert  Aiwanger  behauptet,
Windräder würden kaum Wald zerstören. Es entstünden nur kleine
Lichtungen,  die  ökologisch  sogar  wertvoller  seien  –
schließlich  blühten  dort  „Disteln  und  Schmetterlinge“.  Die
Idee:  Aus  Fällung  wird  Förderung.  Aus  Waldverlust  wird
Biodiversitätsgewinn. Man könnte fast meinen, Aiwanger hält
Motorsägen für Naturschutzgeräte.

Diese Argumentation ist brandgefährlich. Sie ist nicht nur
zynisch, sondern ökologisch naiv. Ein funktionierender Wald
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ist weit mehr als die Summe seiner Blumen am Wegesrand. Er
speichert Wasser, reguliert Temperatur, schützt vor Erosion –
und  ist  in  seiner  Gesamtheit  nicht  durch  ein  paar  bunte
Blühstreifen ersetzbar.

Die Schönrechnerei der Standorte
„Warum im Wald?“ fragte ein Zuschauer während der Sendung.
Aiwangers Antwort: „Weil die Dörfer in Bayern meist von Wald
umgeben sind. Wenn man 1000 Meter Abstand hält, landet man
eben  im  Wald.“  Diese  These  blendet  aus,  dass  Bayern
jahrzehntelang  aktiv  Windkraft  verhindert  hat  –  vor  allem
durch  die  sogenannte  ehemalige  10H-Regel,  die  riesige
Abstandsflächen  zu  Siedlungen  vorschreibt  und  damit
Waldstandorte  zur  einzigen  „Option“  macht.

Es war also politisch gewollt, dass Windkraft auf Freiflächen
oder Industriebrachen fast unmöglich war. Und jetzt wird den
Menschen gesagt: „Tja, jetzt bleibt halt nur noch der Wald.“
Aiwanger  versucht,  das  Ergebnis  dieser  jahrelangen
Verhinderungspolitik als „Alternativlosigkeit“ zu verkaufen –
und viele durchschauen das.

Bürgernähe? Eher ein Monolog
Die Sendung „Jetzt red i“ lebt vom direkten Austausch mit
Bürgern. Doch während sich die Menschen um die Zerstörung
ihrer Heimat sorgen, begegnet Aiwanger ihnen mit gönnerhaftem
„Fahrt halt mal dahin, wo’s schon Windräder gibt“ – als ob
Erfahrung mit Lärm, Flächenversiegelung und Wertverlust von
Immobilien schon Akzeptanz schaffen würde.

Ein junger Mann brachte es auf den Punkt: „Überall ja – aber
nicht bei uns. Wie wollen Sie die Leute mitnehmen?“ Aiwangers
Antwort? Ein Anekdötchen über Rehe und Hasen, die angeblich
friedlich unter Windrädern leben. Konkrete Bürgerbeteiligung?
Fehlanzeige.  Stattdessen  dominieren  Ausreden  und
Ablenkungsmanöver.



Dabei ist Beteiligung der Schlüssel zur Energiewende. Was aber
wirklich passiert, ist genau das Gegenteil: Bürger erfahren
von  Großprojekten  meist  erst,  wenn  alles  entschieden  ist.
Wirtschaftlichkeitsrechnungen  fehlen,  Umweltgutachten  werden
spät offengelegt, Abstimmungen übergangen. Kein Wunder, dass
Widerstand wächst.

Belastungsgrenze längst überschritten
Albstadt  –  ein  Ort  mit  rund  1300  Einwohnern  –  soll  bald
umzingelt sein: Windpark im Wald, ein Solarpark mit 14 Hektar,
ein zweiter Solarpark auf bayerischer Seite, dazu ein riesiges
Umspannwerk. Insgesamt geht es um über 60 Hektar Fläche – das
Vierfache der eigentlichen Ortsgröße. Und Aiwangers Antwort
darauf: „In der Lausitz wurde ein ganzes Dorf weggebaggert –
so schlimm ist es bei euch doch nicht.“

Diese  Argumentation  ist  zynisch.  Nach  dem  Motto  „Es  geht
schlimmer“ wird das massive Missverhältnis von Eingriffen und
Ortsgröße  kleingeredet.  Gleichzeitig  ignoriert  Aiwanger  die
Rolle seiner Partei, die noch 2021 das geplante Umspannwerk
selbst  abgelehnt  hatte.  Heute  ist  es  plötzlich
„alternativlos“.

Energiewende braucht Planung, nicht PR
Die Energiewende ist dringend – keine Frage. Aber sie braucht
Ordnung, nicht Chaos. In Alzenau scheint genau das Gegenteil
zu passieren: Parallelplanung privater Windparks, massive PV-
Flächen  ohne  klare  Netzanschlüsse,  fehlende
Wirtschaftlichkeitsstudien  –  und  das  alles  auf  dem  Rücken
kleiner Gemeinden, die weder personell noch finanziell auf
diese Last vorbereitet sind.

Und  der  Energieminister?  Der  schaut  zu,  wie  Ort  für  Ort
überfordert  wird  –  solange  irgendwo  die  CO₂-Bilanz  sinkt.
Bürgerbeteiligung, regionale Gerechtigkeit, kluge Raumordnung
– all das kommt in Aiwangers Denken kaum vor. Dafür umso mehr



Populismus, Pseudo-Öko-Romantik und billige Polemik.

Fazit:  Aiwanger  ist  Teil  des  Problems,
nicht der Lösung
Was Bayern braucht, ist eine Energiewende mit Herz, Hirn und
Handschlagqualität.  Was  Hubert  Aiwanger  bietet,  ist  eine
Mischung  aus  Holzweg  und  Schönfärberei.  Er  romantisiert
Windräder im Wald, beschwichtigt Bürger mit Reh-Geschichten
und  drückt  Infrastrukturprojekte  durch,  ohne  die  Regionen
mitzunehmen.

Dabei zeigen Projekte wie das Nahwärmenetz in Bracht (Hessen),
wie es gehen kann – lokal, partizipativ, nachhaltig. Doch dazu
bräuchte es Politiker, die zuhören, vermitteln und ehrlich mit
Chancen  wie  Belastungen  umgehen.  Hubert  Aiwanger  hat  in
Alzenau gezeigt, dass er dazu nicht bereit ist.


